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In der UN-Behinderten-
rechtskonvention
versprechen 189 Staaten 
Menschen mit Behinderung 
volle Gleichberechtigung. 
Bringt’s was?
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Was steht da genau drin?
Die für Deutschland verbindliche Kon-
vention enthält 50 Artikel. Die formu-
lieren die Chancengleichheit und Selbst-
bestimmung aus, die Menschen mit 
Behinderung brauchen, um an der Ge-
sellschaft teilhaben zu können. Die 
Artikel betreffen alle Lebensbereiche. 
In Artikel 9 zum Beispiel die Barriere-
freiheit: Öffentliche Gebäude wie Schu-
len oder Krankenhäuser, Straßen oder 
Busse sollen für behinderte Menschen 
zugänglich sein. Auch das Internet soll 
barrierefrei eingerichtet sein, unter an-
derem durch die Übersetzung von Tex-
ten in Leichte Sprache (siehe Seite 36).

Weitere Artikel sollen sichern, dass 
Menschen mit Behinderung selbst ent-
scheiden können, was sie arbeiten und 
wo und mit wem sie leben wollen, dass 
sie wählen gehen oder sich kulturell 
betätigen können. Und die Konvention 
fordert ein „inklusives Bildungssystem“, 
also dass Kinder mit und ohne Behin-
derung gemeinsam lernen. Der Staat 
muss die Bedingungen dafür schaffen, 
dass das gelingt.

Ist die Konvention 
ein Gesetz?
Die Konvention ist kein Gesetz. Men-
schen mit Behinderung können in 
Deutschland nur die Rechte einklagen, 
die in den deutschen Gesetzen stehen. 
Deutschland hat sich aber verpflichtet, 
seine Gesetze so zu ändern, dass sie 
zur Konvention passen.

Warum gibt es die 
Konvention?
Es gibt Rechte, die jeder und jede hat. 
Diese sogenannten Menschenrechte 
haben die Vereinten Nationen (UN) 
bereits 1948 aufgeschrieben. Weil bei 
manchen Menschen erhöhte Gefahr 
besteht, dass ihre Menschenrechte miss-
achtet werden, haben die UN deren 
Rechte noch mal in einem eigenen Ab-
kommen bestärkt. Zum Beispiel für 
Kinder, Geflüchtete oder eben Men-
schen mit Behinderung, die weltweit 
überdurchschnittlich oft benachteiligt 
wurden und werden. Am 13. Dezember 
2006 haben die UN das „Übereinkom-
men der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderun-
gen“ beschlossen, kürzer: die UN-Be-
hindertenrechtskonvention.

Wen schützt sie?
Einen Großteil der weltweit rund eine 
Milliarde Menschen mit Behinderung. 
Allein in Deutschland leben nach An-
gaben des Statistischen Bundesamts 
rund acht Millionen schwerbehinderte 
Menschen – fast jeder zehnte Bürger. 
Die Schwere einer Behinderung wird 
mit dem Grad der Behinderung (GdB) 
in Zehnergraden von 20 bis 100 aus-
gedrückt. Als schwerbehindert gelten 
Menschen mit einem GdB ab 50. Nur 
drei Prozent der Betroffenen sind von 
Geburt an behindert, nahezu alle ande-
ren schweren Behinderungen sind Folgen 
einer Krankheit oder eines Unfalls. 

Was soll die  
Konvention bringen?
Sie legt fest, welche Rechte Menschen 
mit Behinderung haben und dass Be-
hinderung als Teil der Vielfalt mensch-
lichen Lebens zu würdigen ist. Sie ent-
hält aber keine Sonderrechte für 
Menschen mit Behinderung, sondern 
konkretisiert noch mal ihren Anspruch 
auf die geltenden Menschenrechte.

Wer hat unterschrieben? 
Die Konvention gilt heute in 189 Staa-
ten (der insgesamt 193 UN-Staaten 
weltweit), darunter alle Mitgliedsländer 
der EU. Kein anderes Abkommen wur-
de so schnell von so vielen Staaten 
unterschrieben, Deutschland war einer 
der ersten – mehr als ein Jahr bevor das 
Abkommen im Mai 2008 in Kraft trat. 
Schon in der Vorbereitung gab es eine 
Neuheit: Erstmals bei einem so weit-
reichenden internationalen Beschluss 
haben Menschen mit Behinderung und 
ihre Verbände mit darüber entschieden, 
welche konkreten Forderungen die Ver-
tragsstaaten erfüllen sollen.

Warum ist die  
Konvention so besonders?
Zum einen nimmt die Konvention die 
Gesellschaft in die Verantwortung für 
Inklusion: Sie erkennt an, „dass Behin-
derung aus der Wechselwirkung zwi-
schen Menschen mit Beeinträchtigungen 
und einstellungs- und umweltbedingten 
Barrieren entsteht“. Ein Mensch, der 
mit Rollstuhl lebt, wird also durch seine 
Umwelt behindert, etwa indem sie Ge-
bäude baut, die nur über Treppen zu 
erreichen sind. Behinderung wird aus 
dieser Perspektive zu einer Erfahrung, 
die ein Mensch vor allem durch sein 
Umfeld erfährt, weniger durch persön-
liche (angeborene) Eigenschaften.

Zum anderen ist die Konvention 
völkerrechtlich verpflichtend. Solche 
Verträge haben einen besonderen Status: 
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Wenn man mit einer Rakete losfliegt, 
kommt man in den Weltraum. Aber 
wo beginnt der eigentlich? Dort, wo es 
keinen Sauerstoff mehr gibt? Oder an 
dem Punkt, an dem man nicht mehr runter-
fallen würde? Nun, weil die Erdatmos phäre 
über Tausende Kilometer langsam ausdünnt und 
die Schwerkraft theoretisch nie endet, hat der 
Internationale Luftsportverband FAI eine andere 
Grenze gezogen: die Kármán-Linie. Sie liegt in 
100 Kilometern Höhe, wo die Luft so dünn wird, 
dass sie konventionellen Flugzeugen zu wenig Auf-
trieb gibt, um noch kontrolliert fliegen zu können. 

 Benannt wurde sie nach dem Phy-
siker Theodore von Kármán, der die 

Grenze in den 1950er-Jahren defi-
niert hat. Die Kármán-Linie gilt vielen 

als Ende der Welt, aber nicht allen. Die 
US-Luftwaffe etwa zieht die Grenze schon 

in 80 Kilometern Höhe. Es ist nicht nur eine wissen-
schaftliche Frage, sondern auch eine völkerrecht-
liche: Staaten haben die Lufthoheit über ihr Gebiet. 
Bei der Frage, ob ein Flugobjekt abgeschossen wer-
den darf, kann die Höhe entscheidend sein: Fliegt 
es noch im staatlichen Luftraum oder schon im 
staa ten losen Weltraum? Michael Brake

Grenzwertig I: 
Kármán-Linie

einem speziellen UN-Ausschuss regel-
mäßig Fachberichte vorlegen.

Auch die zahlreichen Interessen-
vertretungen schauen genau auf die 
Situation, etwa der Deutsche Behinder-
tenrat, Aktion Mensch oder der Beauf-
tragte der Bundesregierung für die Be-
lange von Menschen mit Behinderungen.

Und, funktioniert die 
Konvention? Ist Deutschland 
inklusiver geworden?
Es wird mehr über Selbstbestimmtheit 
für Menschen mit Behinderung gespro-
chen, das Bewusstsein für Inklusion 
wächst. Gut 15 Jahre nach Inkrafttreten 
gibt es aber immer noch viele Mängel, 
vor allem in der Barrierefreiheit.

Erst vergangenes Jahr haben die 
UN Deutschland für seine mangel hafte 
Inklusionspolitik kritisiert: „In Deutsch-
land besteht weiterhin ein stark aus-
gebautes System von Sonderstrukturen 

– sowohl in der schulischen Bildung und 
bei der Beschäftigung in Werkstätten 
als auch in Form von großen stationären 
Wohneinrichtungen.“

Der Fachausschuss fordert, solche 
Sondereinrichtungen für Menschen mit 

Verstößt ein Staat gegen das Völkerrecht, 
können gegen ihn weitreichende Strafen 
verhängt werden, zum Beispiel Wirt-
schaftssanktionen.

Dann können die UN 
Deutschland bestrafen,
wenn es der Konvention
nicht nachkommt?
Offiziell schon. Verstöße gegen das 
Völkerrecht zu ahnden ist aber kompli-
ziert: Ein Grundsatz des Völkerrechts 
verbietet es, sich in die „inneren An-
gelegenheiten“ eines anderen Staates 
einzumischen. Verstöße gegen die Kon-
vention werden also praktisch nicht 
bestraft. Die UN setzen auf den guten 
Willen der Vertragsstaaten, auf „naming 
and shaming“: Alle verlassen sich dar-
auf, dass niemand vor den anderen 
schlecht dastehen will.

Wer überprüft, ob die Staaten 
die Konvention umsetzen?
Die Vertragsstaaten verpflichten sich 
selbst, eine staatliche Anlaufstelle und 
eine unabhängige „Monitoring-Stelle“ 
einzurichten, die Fortschritte und Män-
gel überwacht. Und die Staaten müssen 

Behinderungen abzubauen. Bei allen 
Diskussionen über Vielfalt werden Men-
schen mit Behinderungen immer noch 
zu wenig berücksichtigt. 

Und die Vision einer 
inklusiven Gesellschaft?
Bleibt ein fernes Ziel. Trotzdem ist die 
Konvention wegweisend, sie hat Bewusst-
sein und Aufmerksamkeit geschaffen. 
Sie ist Anlass für alle Vertragsstaaten, 
ihren Anspruch in den Alltag der Men-
schen zu bringen.

Ein paar Erfolge gibt es bereits, auch 
in Deutschland: Mehr Bahnhöfe und 
Busse wurden mit Rampen oder Auf-
zügen ausgestattet. Um mehr Menschen 
mit Behinderungen in reguläre Jobs zu 
bringen, wurde für fast 175.000 Unter-
nehmen eine Beschäftigungspflicht ein-
geführt: Sie müssen mindestens fünf 
Prozent ihrer Arbeitsplätze an Menschen 
mit Behinderung vergeben. Wobei sich 
die Unternehmen von dieser Pflicht frei-
kaufen können – was viele auch machen.

Seit 2017 soll das Bundesteilhabe-
gesetz die Selbstbestimmung von Men-
schen mit Behinderungen stärken, zum 
Beispiel indem sie mehr von ihrem Ein-
kommen und Vermögen behalten dürfen 
(Eingliederungshilfe). Und 2019 urteil-
te das Bundesverfassungsgericht, dass 
Menschen mit Behinderung, die in 
Vollbetreuung leben, nicht länger von 
Bundestags- und Europawahlen aus-
geschlossen werden dürfen. Nach dem 
Urteil führte der Bundestag das inklu-
sive Wahlrecht ein.
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